Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 2336 


Antrag 

der Fraktionen der CDU CSU, FDP und DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 


zum Schutze der neuen deutschen Fälmproduktion 
(Spielquotengesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

In jeder gewerblich betriebenen Filmvor- 
führungsstätte (Filmtheater) muß deren In- 
haber (Filmtheaterbesitzer) in dem nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes bestimmten Ausmaß 
Filme neuer deutscher Produktion zur öffent- 
lichen Vorführung bringen. 

§ 2 

(1) Das Tagesprogramm eines Filmtheaters 
muß, soweit dieses Gesetz keine Ausnahmen 
zu läßt, aus 

a) einem abendfüllenden Spiel-, Kultur- 
oder Dokumentarfilm (Hauptprogramm) 

und 

b) einem oder mehreren Kurzfilmen (Bei- 
programm) 

bestehen. 

(2) Daneben kann innerhalb des Tages- 
programms eine Wochenschau vorgeführt 
werden. 

(3) Die Verpflichtung zur Vorführung eines 
Beiprogramms entfällt, wenn als Haupt- 
programm ein Film von mehr als 2600 m 
Länge vorgeführt wird oder wenn die Vor- 
führung des mit dem Hauptprogramm ge- 
lieferten Beiprogramms keine Steuerver- 
günstigung begründet. 

(4) Ein Wechsel des Tagesprogramms im 
Laufe eines Spieltags ist unzulässig. 

§ 3 

(1) Filme neuer deutscher Produktion im 
Sinne dieses Gesetzes sind nur Filme, die 


a) von Personen oder Gesellschaften her- 
gestellt sind, welche im Bundesgebiet 
oder West-Berlin ihren Sitz oder ihre 
gewerbliche Hauptniederlassung haben, 

b) nicht oder nur in verhältnismäßig ge- 
ringem Umfange in Ateliers außerhalb 
des Bundesgebiets oder West-Berlins 
gedreht worden sind, 

c) unter Mitwirkung von Personen ent- 
standen sind, welche in ihrer Mehrzahl 
ihren Wohnsitz oder dauernden Auf- 
enthalt im Bundesgebiet oder in West- 
Berlin haben, und 

d) noch nicht oder längstens zwei Jahre 
vor Beginn des laufenden Verleih- 
jahres urauf geführt worden sind. 

(2) Unter der Voraussetzung des Absatzes 1 
Buchstabe d gilt auch eine vom Bundesmini- 
ster für Wirtschaft genehmigte Gemeinschafts- 
produktion einer in Absatz 1 Buchstabe a be- 
zeichnet en Person oder Gesellschaft als Film 
neuer deutscher Produktion im Sinne dieses 
Gesetzes. 

(3) Als Verleih jahr ist der Zeitraum vom 
1. September eines Jahres bis zum 31. August 
des folgenden Jahres anzusehen. 

§ 4 

(1) In jedem Viertel eines Verleihjahres 
müssen als Hauptprogramm und, soweit eine 
Vorführungspflicht für das Beiprogramm be- 
steht, auch als Beiprogramm in jedem Film- 
theater während einer Mindestzahl von 
Spieltagen Filme neuer deutscher Produktion 
vorgeführt werden (deutsche Spielquote). 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft wird 
ermächtigt, nach Anhörung der Spitzen- 
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Organisation der deutschen Filmwirtschaft 
im Wege der Rechtsverordnung bis zum 
31. Juli jedes Kalenderjahres für das nächste 
Verleihjahr unter Berücksichtigung der 
zwischenstaatlichen Verpflichtungen der 
Bundesrepublik und des Angebots an neuen 
deutschen Filmen die deutsche Spielquote 
auf mindestens 21 Tage und höchstens 35 
Tage festzusetzen; er kann die deutsche 
Spielquote innerhalb dieses Rahmens staffeln, 
soweit dies erforderlich ist, um unter Be- 
rücksichtigung der handelsüblichen Spielfolge 
der Filmtheater ein ausreichendes Angebot 
an Filmen neuer deutscher Produktion für 
alle Filmtheater sicherzustellen. 

§ 5 

Die deutsche Spielquote ermäßigt sich bei 
nicht täglich spielenden Filmtheatern im 
Verhältnis von 90 zur durchschnittlichen 
Zahl ihrer Spieltage innerhalb eines Kalen- 
dervierteljahres. Tagesbruchteile über 0,5 
werden hierbei als voller Tag gerechnet. 

§ 6 

(1) Setzt ein Filmtheaterbesitzer berech- 
tigtermaßen einen neuen deutschen Film vor 
Ablauf der für diesen vereinbarten Spielzeit 
vom Tagesprogramm ab, so ist auf die deut- 
sche Spielquote die vereinbarte Spielzeit an- 
zurechnen. 

(2) Wird in einem Filmtheater während des 
ersten oder des dritten Viertels des Verleih- 
jahrs die deutsche' Spielquote überschritten, 
so sind die über die Spielquote hinausgehen- 
den Spieltage auf das nächstfolgende Viertel 
des Verleihjahrs anzurechnen. Dies gilt nicht, 
wenn die Überschreitung der deutschen Spiel- 
quote auf Grund der Vorführung von weni- 
ger als drei Filmen eingetreten ist. 

§ 7 

(1) Im Falle einer vertraglich zulässigen 
Zwangsterminierung, durch welche ein Film- 
theaterbesitzer an der Erfüllung der deut- 
schen Spielquote gehindert würde, verschiebt 
sich der Zwangstermin um die an der deut- 
schen Spielquote fehlende Anzahl von Spiel- 
tagen. Dies gilt nicht, wenn der Filmtheater- 
besitzer bei Zugang der Zwangsterminie- 
rung noch keinen Film neuer deutscher Pro- 
duktion terminiert hatte. 

(2) Prolongiert ein Filmtheaterbesitzer auf 
Grund vertraglicher Verpflichtung einen 
nicht zur Erfüllung der deutschen Spielquote 
tauglichen Film und reichen seine nach 


Durchführung der Prolongation im laufenden 
Viertel des Verleihjahres ohne Rücksicht auf 
andere Verpflichtungen verbleibenden Spiel- 
tage nicht mehr zur Erfüllung der deutschen 
Spielquote aus, so kann er die Erfüllung 
innerhalb des ersten Monats des nächsten 
Viertels nachholen. Die Verpflichtung zur 
Erfüllung der deutschen Spielquote während 
dieses Viertels bleibt unberührt. 

§ 8 

(1) Filme, die früher als 30 Monate vor Be- 
ginn des laufenden Verleihjahres üraufge- 
führt und die seit dem 8. Mai 1945 im Bun- 
desgebiet nicht öffentlich vorgeführt worden 
sind, dürfen nicht mehr öffentlich vorgeführt 
werden. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft kann 
im Benehmen mit dem Bundesminister des 
Innern Ausnahmen von der Vorschrift des 
Absatzes 1 zulassen, wenn ein Film nach gut- 
achtlicher Äußerung der Freiwilligen Selbst- 
kontrolle der deutschen Filmwirtschaft be- 
sonders wertvoll ist und seine Vorführung 
im öffentlichen Interesse liegt. Die Zulassung 
kann befristet werden; sie ist im Bundes- 
anzeiger bekanntzumachen. 

§ 9 

(1) Wer Filme gewerbsmäßig an Film- 
theater vermietet (Film Verleiher), ist ver- 
pflichtet, für die von ihm zur Vermietung 
angebotenen Filme eine Erklärung der Frei- 
willigen Selbstkontrolle der deutschen Film- 
wirtschaft über das Vorliegen der in § 3 
Absatz 1 Buchstaben a bis c bezeichneten 
Merkmale zu beantragen. 

(2) Erklärt die Freiwillige Selbstkontrolle 
der deutschen Filmwirtschaft schriftlich, daß 
bei einem von ihr zur Öffentlichen Vorfüh- 
rung freigegebenen Film die in § 3 Absatz 1 
Buchstaben abis c bezeichn eten Merkm ale vor- 
liegen, so wird vermutet, daß der Film ein 
Film neuer deutscher Produktion ist, wenn 
seine Uraufführung nicht nachweisbar früher 
als zwei Jahre vor Beginn des laufenden 
Verleihjahres stattgefunden hat. 

§ 10 

(1) Filmverleiher sind verpflichtet, in jede an 
Filmtheaterbesitzer gerichtete Aufforderung 
zur Abgabe von Vertragsangeboten eine Er- 
klärung darüber, ob ein angekündigter Film 
ein Film neuer deutscher Produktion ist, 
sowie verneinendenfalls eine weitere Er- 
klärung darüber aufzunehmen, ob und wann 
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die Welturaufführung des Films und seine 
letzte öffentliche Vorführung im Bundes- 
gebiet stattgefunden haben. Im Falle des § 8 
Absatz 2 ist anzukündigen, daß der Film als 
Altfilm ausnahmsweise zur öffentlichen Vor- 
führung zugelassen oder befristet zugelassen 
ist; letzterenfalls ist auch die Dauer der 
Befristung anzukündigen. 

(2) Filmverleiher dürfen weder die Ver- 
mietung noch die Lieferung von Filmen neuer 
deutscher Produktion davon abhängig 
machen, daß Filmtheaterbesitzer Filme ande- 
rer Beschaffenheit mieten oder abnehmen. 

§ 11 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden 
auf Filmvorführungen in Vorstellungen, die 
früher als 11 Uhr oder später als 22 Uhr 
beginnen oder die als Vorstellungen für Kin- 
der oder für Jugendliche angekündigt sind, 
sowie auf nichtöffentliche Filmvorführungen 
keine Anwendung. 

(2) Filmtheaterbesitzer unterliegen den 
Vorschriften dieses Gesetzes insoweit nicht, 
als sie Filmtheater betreiben, in denen bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ausschließlich 
Wochenschauen und Kurzfilme oder Filme in 
nichtdeutscher Sprache zur Öffentlichen Vor- 
führung gebracht werden. 

(3) Filmtheaterbesitzer sind hinsichtlich 
solcher ihnen gehörigen oder von ihnen be- 
triebenen Filmtheater von der Verpflichtung 
zur Erfüllung der deutschen Spielquote be- 
freit, in denen regelmäßig geschlossene Vor- 
stellungen für Angehörige der Besatzungs- 
mächte auf Grund einer von diesen verfügten 
Beschlagnahme des Filmtheaters stattfinden. 

§ 12 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird 
ermächtigt, im Benehmen mit dem Bundes- 
minister des Innern und nach Anhörung der 
Spitzenorganisation der Film Wirtschaft, wenn 
und soweit das bei Festsetzung der deutschen 
Spielquote für ein Verleih jahr (§ 4 Absatz 2) 
zugrunde gelegte voraussichtliche Angebot 
an Filmen neuer deutscher Produktion den 
erwarteten Umfang nicht erreicht, andere 
Filme für die restliche Dauer des Verleih- 
jahrs Filmen neuer deutscher Produktion 
gleichzustellen. Wird von der Ermächtigung 
Gebrauch gemacht, so sind die Titel, unter 
denen die gleichgestellten Filme vom Film- 
verleiher angekündigt werden, im Bundes- 
anzeiger bekanntzumachen. 


§ 13 

(1) Mit einem Bußgeld in Höhe von 100 
bis zu 100 000 Deutschen Mark werden belegt 

a) Filmtheaterbesitzer, die entgegen den 
Vorschriften dieses Gesetzes oder einer 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung, welche auf diese 
Bußgeldvorschrift Bezug nimmt, Filme 
zur öffentlichen Vorführung bringen 
oder ihre Verpflichtung zur Erfüllung 
der deutschen Spielquote verletzen, 

b) Filmverleiher, die entgegen der Vor- 
schrift des § 10 Absatz 2 die Vermie- 
tung oder Lieferung von Filmen neuer 
deutscher Produktion von der Miete 
oder Abnahme anderer Filme abhängig 
machen. 

(2) Die Vorschriften des § 22 Absatz 2 
Satz 2, der §§ 23 und 28, des § 29 Absatz 2, 
der §§ 30 bis 32 und des § 53 des Gesetzes zur 
Vereinfachung des Wirtschaftsstrafrechts 
(Wirtschaftsstrafgesetz) vom 26. Juni 1949 in 
der Fassung des Gesetzes vom 30. März 1951 
(Bundesgesetzblatt I S. 223) finden sinngemäß 
Anwendung. 

(3) Die Ermittlungen wegen der Zuwider- 
handlung führt die Verwaltungsbehörde. Für 
das Verfahren gelten die Vorschriften des 
§ 55 Absatz 1, des § 57, der §§ 66 bis 75, 77 
bis 84, 92 bis 101 des Wirtschaftsstrafgesetzes 
sinngemäß. Von den wesentlichen Ergeb- 
nissen der Ermittelungen ist der Spitzen- 
organisation der Filmwirtschaft Mitteilung 
zu machen und ihr Gelegenheit zu geben, 
sich dazu innerhalb von 3 Wochen gutachtlich 
zu äußern. Vor Ablauf dieser Frist ist die 
Festsetzung einer Geldbuße oder die Ein- 
stellung des Verfahrens zulässig. 

(4) Von der Festsetzung einer Geldbuße 
gegen einen Filmtheaterbesitzer wegen Ver- 
letzung seiner Verpflichtung zur Erfüllung 
der deutschen Spielquote kann abgesehen 
werden, wenn die Festsetzung im Einzelfall 
eine unbillige Härte bedeuten würde, weil 
der Filmtheaterbesitzer nach dem Gutachten 
der Spitzenorganisation der Filmwirtschaft 
unter Berücksichtigung aller Möglichkeiten 
zum Erwerb des Vorführungsrechts an zur 
Erfüllung der deutschen Spielquote tauglichen 
Filmen durch Umstände gehindert war, die 
er nicht zu vertreten hat. 

(5) Wird gegen einen Filmtheaterbesitzer 
oder Filmverleiher ein Bußgeld wegen Zu- 
widerhandlung gegen die Vorschriften dieses 
Gesetzes festgesetzt, so kann die Verwal- 
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tungsbehörde daneben die Betriebsschließung 
oder ein Berufsverbot anordnen, wenn der 
Betroffene bereits früher wegen einer glei- 
chen Zuwiderhandlung mit einem Bußgeld 
belegt worden war. Die Vorschriften der 
§§ 33 bis 38 des Wirtschaftsstrafgesetzes 
gelten entsprechend. 

§ 14 

Für das im Jahr 1951 beginnende Verleih- 
jahr kann die deutsche Spielquote noch bis 
zum 31. Oktober 1951 festgesetzt werden. 
Wird sie erst nach dem 31. Juli 1951 fest- 
gesetzt, so tritt die Festsetzung erstmalig für 
das am 1. Dezember 1951 beginnende Viertel 
des Verleih jahrs in Kraft. 

§ 15 

Bis zum 31. Dezember 1951 sind Zwangs- 
terminierungen aufgrund der Verträge zwi- 
schen Filmverleihern und Filmtheaterbesitzern 
unzulässig. Eine in der Zeit zwischen dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes und dem 31. De- 
zember 1951 erklärte Zwangsterminierung ist 
unwirksam. 

§ 16 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird 
ermächtigt, im Benehmen mit dem Bundes- 
minister des Innern und nach Anhörung der 


Spitzenorganisation der Filmwirtschaft im 
Wege der Rechtsverordnung 

a) Richtlinien und Verfahrensgrundsätze 
für die Genehmigung einer Gemein- 
schaftsproduktion (§ 3 Absatz 2) auf- 
zustellen oder, solange die Durchfüh- 
rung einer Gemeinschaftsproduktion 
der devisenrechtlichen Genehmigung 
bedarf, die für die Durchführung einer 
Gemeinschaftsproduktion erteilte De- 
visengenehmigung als Genehmigung 
nach § 3 Absatz 2 gelten zu lassen, 

b) Grundsätze für die Vornahme der zur 
Überwachung der Durchführung dieses 
Gesetzes erforderlichen Prüfungsmaß- 
nahmen bei Filmverleihern und Film- 
theaterbesitzern aufzustellen. 

§ 17 

Dieses Gesetz tritt an dem auf seine Ver- 
kündung folgenden Tage in Kraft. 

Bonn, den 13. Juni 1951. 

Dr. Vogel 

Mucker mann 

Schröter und Fraktion 

Dr. Nowack (Rheinland-Pfalz) 

Dr. Mende und Fraktion 

Dr. Mühlenfeld und Fraktion 
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